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Gesciläftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es 2 su, daß die ©undesregiemng dem so- 
genannten Namibia-Institut eine Schenkung 
zukommen läßt, und wie rechtfertigt — beja- 
hendenifaills — die Bundesregierung die Unter- 
stützung einer Dewegung, die ihren ange- 
maßten AlleinviertTetungsanispruch mit Terror 
durchzusetzen versucht, obwohl sie nur bei 
einer Miniderheit der Bevölkerung Sympathien 
genließt? 


Antwort des Staatsministers Wisdmewski 
vom 4. November 


Die Bundesregierung hat dem Namibia-Rat der Vereinten Natio- 
nen einen Betrag von 100 000 US S zur Ausstattung des Namibia- 
Instituts in Lusaka mit Mobiliar und sonstigen Einrichtungs- 
gegenständen zur Verfügung gestellt. Ziel des von den Verein- 
ten Nationen gegründeten und geführten Instituts ist die Vor- 
bereitung und fachliche Ausbildung von Namibiern für künftige 
Verwaltungsaufgaben in Namibia, das in absehbarer Zeit seine 
Unabhängigkeit erlangen soll. Der deutsche Beitrag ist daher 
keine Unterstützung einer bestimmten politischen Bewegung. 


2. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Billigt die Bamdesregierung den bei der Eröff- 
nung der Welthuingerausßtellaing in Frankfurt 
am Main gemachten Vorschlag deis Bundes- 
ministers für wirtschaftlidie Zusammenarbeit, 
Egon Baihr, zur Lösung der Probleme Südwest- 
afrikias idaldiurch b'eizutiiagen, daß man die dort 
liebenden Deutschen wie Heimatvertriebene 
in die Bundesrepublik DeutscMand eingliedert? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 4. November 


Die Bundesregierung ist bestrebt, in Namibia / Südwestafrika 
einen friedlichen und gewaltlosen Übergang zur Mehrheitsherr- 
schaft und zur Unabhängigkeit zu erreichen. Sie hat immer die 
Auffassung vertreten — und ist hierin auch von afrikanischer 
Seite bestärkt worden — daß die Deutschen und Deutschstämmi- 
gen in Namibia auch nach der Erlangung der Unabhängigkeit 
einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung des Landes leisten 
können. 

Dessenungeachtet gewährt das Grundgesetz jedem Deutschen, 
der Namibia vor oder nach der Erlangung der Unabhängigkeit 
verlassen möchte, ein Recht auf Rückkehr in die Bundesrepublik 
Deutschland. Zur Wiedereingliederung eines solchen Personen- 
kreises stehen die dafür vorhandenen gesetzlichen Möglich- 
keiten, insbesondere das Bundessozialhilfegesetz, zur Verfügung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter , Welche Stelluoignahme hat die Bundeisregie* 
Dr. Sdiweitzer rung abgegeben zu Problemen des im Deut- 

(SPD) sehen Bundes tag in erster Lesung beratenen 

EntJWiuTifis für leine Novellierung des Gesetzes 
über die „Rechts Stellung der Abgeordineten"? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 15. November 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhält- 
nisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Drucksache 
7/5525), der von den drei Bundestagsfraktionen eingebracht wor- 
den ist, betrifft in der Hauptsache Angelegenheiten des Parla- 
ments und des Rechts der Abgeordneten. Die Bundesregierung 
beabsichtigt daher nicht, zu ihm Stellung zu nehmen. Auf Wunsch 
des Innenausschusses des Deutschen Bundestages habe ich jedoch 
diesem gegenüber am 15. Oktober 1976 eine fachliche Stellung- 
nahme zu dem Entwurf aus der Sicht des Verfassungsrechts, des 
Rechts des öffentlichen Dienstes und des Bundestagswahlrechts 
abgegeben. 


4. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierunig Informationen be- 
kannt, daß in »eiinier Wahlverainstaltimg erklärt 
worden ist, „in ‘den letzten Jahren" seien 
„17 Vopos von dieser Seite auis erschossen 
worden", trifft eine solche Behiauptung 23U, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 5. November 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß die von Ihnen 
zitierte Erklärung in einer Wahlveranstaltung abgegeben wor- 
den ist. 


5. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundes regierung eine mögliche andere 
Queille für die Behauptung bekannt als die 
Darstellung im SED-Zentralorgain „Neues 
Deutschland" vom 13. August 1976 über „Opfer 
bewaffneter Anschläge und Provokationen an 
der Staiatsgrenze der DDR zur BRD und Berlin 
(West)", und wieweit sind die dort gemachten 
Angaben zutreffend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 5. November 

Da die Bundesregierung nicht bestätigen kann, daß die in Frage 4 
zitierte Äußerung erfolgt ist, entfällt die Beantwortung der Frage 
nach einer möglichen Quelle. 

Die Angaben im „Neuen Deutschland" vom 13. August 1976 
treffen nicht zu. 
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Warum Ihiat idde ßumdesregierung tder minde- 
stenis irrelfülhrenlden, Tum Teil aber lotfflenibar 
aiuch falschen Darstelkmig des „Neuen Deuts ch- 
lanidis" biis heiute beiine Richtigstellung entge- 
gengesetzit, obwohl die Darts tellung sichtlich 
aiuif die Rechtfertigung des Schießbefehls einer- 
seits und eine Diskreditierung des Bundes- 
grenzschutzes andererseitts ziielt, und bis wann 
beabsichtigt sde, idiieses Versäumnis guteuma- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 5. November 

Der Bundesminister des Innern hat unabhängig von den unzutref- 
fenden Darstellungen im „Neuen Deutschland" mehrfach öffent- 
lich festgestellt, daß der Bundesgrenzschutz in den letzten zehn 
Jahren keinen Schuß abgegeben habe. 

Seit 1961 ist an der Grenze zur DDR von Beamten des Bundes- 
grenzschutzes zweimal geschossen worden. 

Im August 1962 ist ein Volkspolizist in Notwehr erschossen wor- 
den; 1965 hatte ein Grenzschutzbeamter mehrere Warnschüsse 
abgegeben, um einem Flüchtling das Erreichen des Bundesgebiets 
zu ermöglichen. 


6. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 2. November 

Schon in meiner Antwort auf eine ähnliche Frage des Herrn 
Abgeordneten Spitzmüller (vgl. Stenographischer Bericht über die 
257. Sitzung des 7. Deutschen Bundestages, S.. 18502) habe ich 
darauf hingewiesen, daß eine unterschiedliche Stundenzählung 
in benachbarten Ländern unvermeidlich zu Unannehmlichkeiten 
bei den grenzüberschreitenden Tätigkeiten und Beziehungen der 
beiderseitigen Bewohner führt. Dabei habe ich angemerkt, daß 
diesen Unannehmlichkeiten zum Teil durch Abstimmung zwi- 
sdien den jeweils zuständigen Behörden in den Nachbarstaaten 
begegnet werden könne, und hierfür einige Beispiele angeführt. 
Es bleibt aber ein nicht geringer Rest von Schwierigkeiten, der 
sich durch behördliche Maßnahmen oder Vorkehrungen nicht aus- 
räumen läßt. Da im Jahre 1977 nicht nur — wie 1976 — Frank- 
reich, sondern auch Belgien, die Niederlande und Luxemburg 
Sommerzeit haben, werden die angedeuteten Unannehmlichkei- 
ten naturgemäß auch im grenzüberschreitenden Verkehr mit die- 
sen Nachbarländern auftreten. 

Die Bundesregierung plant die Vorlage eines Gesetzes, durch das 
u. a. auch die Voraussetzungen für eine Einführung der Sommer- 
zeit bei uns geschaffen werden. Sie hofft, diesen Entwurf mög- 
lichst bald nach Beginn der 8. Wahlperiode dem Deutschen Bun- 
destag vorlegen zu können. Im übrigen wird die Bundesregie- 
rung weiterhin die Bemühungen auf europäischer Ebene unter- 
stützen, die auf eine Vereinheitlichung der Termine von Beginn 
und Ende der Sommerzeit in denjenigen Ländern hinzielen, die 
Sommerzeit einführen. 


We'ldue Maßnahmen will die B'undeisregieining 
ergreifen, um die durch die Einfülhrung der 
Sommeirzieit in den wiestlichen Nachibarlänidem 
im Jaihr 1977 entstöheniden Schwierigkedten 
— vor allem für dde Grenzigängfer — zu ver- 
hindern? 
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8. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Aus 'weldien Grüniden ist es bisher zwischen 
der Bumidesregierumg uiud >der 'Regäerung der 
Republik Österreich nicht zum Abschluß eines 
Viertnags über die Gegenseitigkeit in Amts- 
hiaftuingssachen gekommen, unid ist die Bundes- 
regierung bereit, niunimelhr kumfristig alle er- 
forderlichen Anistrenigunigen zum Abschluß 
einer ider artigen Viereinibarung zu uintemeh- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 11. November 

Die Bundesregierung hat bereits im Jahr 1953 die ersten Be- 
mühungen unternommen, mit der Republik Österreich zu einem 
Vertrag über die Gegenseitigkeit in Amtshaftungs Sachen zu kom- 
men. Diese Bemühungen wurden seit 1972 von beiden Seiten ver- 
stärkt fortgesetzt. Inzwischen sind bei beiden Verhandlungspart- 
nern Vertragsentwürfe erstellt und ausgetauscht worden. Einige 
wichtige Aspekte des Vertrags sollen demnächst zwischen den 
Außenministern beider Staaten anläßlich eines Zusammentref- 
fens in Bonn erörtert werden. Ich gehe danach davon aus, daß 
die Vertragsverhandlungen bald erfolgreich abgeschlossen wer- 
den können. 

Von einer Darstellung der Umstände und Schwierigkeiten, die 
eine befriedigende Regelung bis in die jüngste Zeit behindert 
haben, muß ich — wofür ich um Verständnis bitte — internatio- 
naler Gepflogenheit entsprechend an dieser Stelle absehen. Ich 
bin jedoch bereit. Sie darüber persönlich zu unterrichten. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter Hält idie ßuaDdesregierunig in Anibetracht der 
Wüster schwierigen Wettbewei/bslage der Berufsgrup- 

(SPD) pe der Kiaufleoiite für Milch unld Milcherzeug- 

nisise eine Verbesserung des Wettbewerbs 
durch die Anerkennung von Milchverkaufs- 
wtagen a'ls iSonderfalhrzeuge für notwendig und 
mögliich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Of fergeld 
vom 9. November 

Ich gehe davon aus, daß eine Anerkennung der Milchverkaufs- 
wagen als Sonderfahrzeuge angestrebt wird, um eine Befreiung 
von der Kraftfahrzeugsteuer nach § 2 Nr. 6 Buchstabe d des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes (KraftStG) zu erreichen. 

Nach dieser Bestimmung ist das Halten von Zugmaschinen (aus- 
genommen Sattelzugmaschinen), Sonderfahrzeugen, Kraftfahr- 
zeug-Anhängern hinter Zugmaschinen oder Sonderfahrzeugen 
und einachsigen Kraftfahrzeug- Anhängern (ausgenommen Sattel- 
anhänger) von der Steuer befreit, solange diese Fahrzeuge aus- 
schließlich zur Beförderung von Milch, Magermilch, Molke oder 
Rahm verwendet werden. Als Sonderfahrzeuge gelten Fahr- 
zeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit ihnen 
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festverbundenen Einrichtungen nur für die bezeichneten Verwen- 
dungszwecke geeignet und bestimmt sind. Das sind z. B. Milch- 
tankfahrzeuge und Melkwagen mit eingebautem Milchtank. 

Die von Ihnen genannten Verkaufswagen sind dagegen keine 
Sonderfahrzeuge im Sinne des § 2 Nr. 6 KraftStG. Der Anwen- 
dung der Befreiungsvorschrift steht außerdem entgegen, daß 
nicht ausschließlich die oben bezeichneten Erzeugnisse, sondern 
auch andere Waren befördert werden. 

Eine weitergehende Befreiung für alle Fahrzeuge, die im Sprach- 
gebrauch als Sonderfahrzeuge bezeichnet und von den Verkehrs- 
behörden als „Sonstige Fahrzeuge" zugelassen werden, vermag 
ich nicht zu befürworten; sie würde zu kaum übersehbaren Be- 
rufungen führen. 

Die Länder, denen das Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer zu- 
steht, haben bisher einer solchen Befreiung stets widersprochen. 

10. Abgeordneter Wann wird mach den der [Bundesregierung vor- 

Dr. Hammans liegenden Informationen damit zu rechnen sein, 
(CDU/CSU) daß -auis dem Munitionisdepot der britischen 

Streitkräfte idas fünf Hektar große Stück laus- 
geigf ledert wird, unter idem die für die weitere 
Dachziegelproduktion zwingenid notwenidigen 
Tonvorräte lagern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. November 

Wie ich Ihnen mit Schreiben vom 17. März 1976 mitgeteilt habe, 
kann dem Antrag der Gemeinde Brüggen auf Freigabe einer Teil- 
fläche des britischen Munitionslagers Bracht/Brüggen nur ent- 
sprochen werden, wenn die britischen Streitkräfte hiermit ein- 
verstanden sind. Der Antrag der Gemeinde ist zunächst von den 
nachgeordneten Bundesbehörden geprüft und im Juli d. J. mit den 
Beteiligten erörtert worden, über das Ergebnis hat die Ober- 
finanzdirektion Köln dem Bundesministerium der Finanzen im 
August berichtet. Entsprechend dem vereinbarten Verfahren ist 
der Antrag dann vom Bundesministerium der Finanzen mit einer 
positiven Stellungnahme an das Bundesministerium der Vertei- 
digung übersandt und von diesem mit Schreiben vom 27. Sep- 
tember 1976 befürwortend an den Verbindungsstab der britischen 
Streitkräfte in Bonn weitergeleitet worden. 

Eine Stellungnahme der britischen Seite liegt bisher nicht vor. 

11. Abgeordneter Teilt die Durudesnegierung meine Auffassung, 

Dr. Hammans daß teine Freigabe dieser Flächen so schnell als 
(CDU/CSU) möglich erfolgen sollte, damit im Grenzigebiet 

im Kreise Viersen nicht noch weitere Arbeits- 
plätze verloren gehen, uinid wenn ja, was wird 
öie unternehmen, um 'diester Auffassung Rech- 
nung zu tragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. November 

Ich bin der Auffassung, daß eine Lösung, die den Belangen der 
Landesverteidigung, der wirtschaftlichen Entwicklung und des 
Arbeitsmarktes in angemessener Weise Rechnung trägt, mög- 
lichst bald gefunden werden sollte. Die Bundesregierung wird 
sich weiterhin um eine solche Lösung bemühen. 
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12. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


Welche Obeirgrenzen gelten heute bei der 
Kfz -S tauerb efraiimg bzw. -eriiidß-igtLng für 
Körperböhiniderte, die auf ein Fahrzeug ange- 
wiesen 'sinid, wann sind diese Obergrenzen zu- 
letzt festgesetzt bzw. der Entwicklung aege- 
paßt worden, und wann beabsichtigt die Bun- 
diesregferung ihre nächste Überprüfung? 


13. Abgeordneter Ist es gerechtfertigt und billig, wenn schwer 
Krockert Köiperböhinderte, bei deren erneuter Antrag- 

(SPD) Stellung eine geringfügige Überschreitung der 

Obergrenze festgestellt wird, über die Ableh- 
nung der Vergünstigung hinaus die Kfz- Steuer 
für den zurückliegenden Zeitraum nachentrich- 
ten müssen, und wenn nein, weiche Folgerun- 
gen wird die Bundesregierung aus dieser Fest- 
stellung ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Öffergeld 
vom 16. November 

Die obersten Finanzbehörden der Länder, denen die Verwaltung 
der Kraftfahrzeugsteuer zusteht, haben zuletzt durch überein- 
stimmendes Erlasse vom 30. Mai 1975 die Einkommensgrenzen 
für den Steuererlaß nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes — abgestellt auf die Einkommensteuerschuld bzw. 
auf die Jahreslohnsteuer — auf folgende Beträge festgesetzt: 


Von der Steuer für ein Personenkraftfahrzeug ist zu erlassen: 


Einkommensteuer- 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

schuld oder 

Jahreslohnsteuer 

in DM 

um 

weniger 

als 

50 V. H. 

um 50 bis 
weniger 
als 

70 V. H. 

um 70 bis 
weniger 
als 

80 V. H. 

um 80 bis 
weniger 
als 

90 V. H. 

um 

90 V. H. 
und mehr 

bis 2097 OM 

Vi 

Vi 

Vi 

Vi 

Vi 

2080 DM bis 
2406 OM 

V4 

Vi 

Vi 

Vi 

Vt 

2467 DM bis 
2881 OM 

V 2 

V* 

Vi 

Vi 

Vi 

2882 OM bis 
3324 DM 

‘A 

V2 

®/4 

Vi 

Vi 

3325 DM bis 
3984 DM 

— 

V4 

1 

Vi 

Vi 

3985 DM biß 
5004 DM 

— 


V4 

Vs 

Vs 

5005 DM bis 
6557 DM 

— 

— 

— 

V4 

V4 

6558 DM bis 
8874 DM 

— 

— 

— 

— 

V4 

über 

8874 DM 

- 


- 

- 

- 


7 





Drucksache 7/5926 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vor der Anwendung der Tabelle ist von der für Veranlagungs- 
zeiträume ab 1. Januar 1975 festgesetzten Einkommensteuer- 
sdiuld oder von der Jahreslohnsteuer für Zeiträume ab 1. Januar 
1975 für das erste Kind ein Betrag von 600 DM, für das zweite 
Kind ein Betrag von 840 DM und für jedes weitere Kind des 
Steuerpflichtigen (§ 32 Absätze 4 bis 7 EStG 1975) ein Betrag von 
1440 DM abzujziehen (§ 51a EStG 1975). 

Bei dieser Neuregelung wurden insbesondere bei einer Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit ab 80 v. H. die Einkommensgrenzen 
großzügig erhöht. So erhält 1976 z. B. ein Fahrzeughalter bei 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 80 v. H. in Steuer- 
klasse III (ohne Kinder) bis zu einem Bruttolohn im Jahre 1975 
von 28 613 DM noch einen vollen Steuererlaß. Bis zu einem 
Bruttolohn von 42 743 DM wird noch ein Teilerlaß von einem 
Viertel gewährt. Erst wenn dieser Betrag überschritten ist, 
kommt eine Vergünstigung nicht mehr in Betracht. Die Erlaß- 
tabelle wird in gewissen Zeitabständen der wirtschaftlichen Ent- 
v/icklung angepaßt. Eine erneute Überprüfung wird im Frühjahr 
1977 erfolgen. 

Erhöht sich in den Folgejahren die Einkommensteuerschuld oder 
die Jahreslohnsteuer gegenüber den bei der Gewährung des Er- 
lasses zugrunde gelegten Beträgen und fallen insoweit die Vor- 
aussetzungen für den gewährten Steuererlaß ganz oder teilweise 
weg, so hat der körperbehinderte Fahrzeughalter dies dem 
Finanzamt unverzüglich anzuzeigen (§ 13 Abs. 2 KraftStDV). Die 
Kraftfahrzeugsteuer ist in diesem Falle ab dem Tag neu festzu- 
setzen, an dem der Einkommensteuerbescheid bzw. der Bescheid 
über den Lohnsteuerjahresausgleich rechtskräftig geworden ist. 
Damit wird grundsätzlich die Steuer nur für die Zukunft neu fest- 
gesetzt. Eine Nachentrichtung kann nur dann eintreten, wenn der 
Fahrzeughalter seiner Anzeigepflicht gegenüber dem Finanzamt 
nicht nachgekommen ist. 


14. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 

(CDU/CSU) 


Erwägt die Bunidesergieming die Aufhöbung 
des Hauptzollamts Hagen durch Ziusammen- 
legung mit dem Haniptzollamt Dortmuind, und 
in welcher Weise wird isie gegeibenenfalls an- 
gesichts der eingeleiteten Zentrailisierung von 
Auifigaben bei den Hauptzoll ämtiern zusätzilidie 
Belastungen für die außenhandelsabhängige 
Wirtschaft im südwestfälischen Raum vermei- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 16. November 

Auf die von der außenhandelsabhängigen Wirtschaft im süd- 
westfälischen Raum geäußerten Befürchtungen gegenüber einer 
beabsichtigten Auflösung des Hauptzollamts Hagen bin ich be- 
reits im Juli dieses Jahres von Herrn Kollegen Wrede aufmerk- 
sam gemacht worden. Am IS. August 1976 sind mir die Bedenken 
in Hagen selbst von Vertretern der Wirtschaft dieses Raumes 
vorgetragen worden. Ich hatte daraufhin eine genaue Prüfung 
aller durch eine Verlegung des Hauptzollamts auftretenden Fra- 
gen zugesagt. 

Bevor über die Zusammenlegung der Hauptzollämter entschieden 
wird, erhalten die Wirtschaftsverbände, die Industrie- und Han- 
delskammer und die Stadt Hagen Gelegenheit zur Stellung- 
nahme. Bei der Entscheidung über die Zusammenlegung wird 
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diesen Stellungnahmen erhebliches Gewicht beigemessen wer- 
den, damit unzumutbare Nachteile für die Wirtschaft vermieden 
werden. Nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand dürften solche 
Nachteile jedoch kaum zu erwarten sein, weil auch im Fall einer 
Zusammenlegung der beiden Hauptzollämter ein Zollamt in 
Hagen bestehen bleiben wird, das der Wirtschaft im Raum Hagen 
— wie bisher — für sämtliche Ein- und Ausfuhrabfertigungen 
zur Verfügung steht. 

Zum Sachverhalt ist zu bemerken, daß das Hauptzollamt Hagen 
zusammen mit dem Finanzamt Hagen in einem Gebäude unter- 
gebracht ist, welches dem Land Nordrhein-Westfalen gehört. Das 
Land verlangt die Freigabe der von dem Hauptzollamt genutzten 
Räume zugunsten des Finanzamts. Für das Hauptzollamt müßte 
deshalb ein neues Dienstgebäude errichtet werden, das nach bis- 
herigen Schätzungen (einschließlich Grunderwerb) mehr als 
4 Millionen DM kosten würde. Im Jahr 1978 werden andererseits 
im bundeseigenen Gebäude des Hauptzollamts Dortmund Räume 
frei, weil das darin untergebrachte Bundesvermögensamt Dort- 
mund mit dem Bundesvermögensamt Hagen in Hagen vereinigt 
wird. Die Oberfinanzdirektion Münster ist deshalb vorsorglich 
gebeten worden zu prüfen, ob die Hauptzollämter Hagen und 
Dortmund in Dortmund zusammengelegt werden können, zumal 
beide Hauptzollämter zu den kleineren im Bundesgebiet gehören 
und der Personalbestand sich ab 1977 mit der zu erwartenden 
Entwicklung auf dem Zollgebiet weiter verringern wird. Die 
Untersuchungen sind noch nicht abgeschlosesn. 


15. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Inwieweit wiird das dem belasteten privaten 
Vermögen vergleichbare ehomialige Reichsver- 
mögen bzw. Vermögen des Bmides, der Länder 
und Gemeinden zur Finanziertung des Laisten- 
ausgleichs (Vermögensabgabe) herangezogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 16. November 

Die juristischen Personen des öffentlichen Rechts waren lediglich 
mit dem der öffentlichen Gewalt dienenden Vermögen sowie mit 
ihrem forstwirtschaftlichen Vermögen von der Vermögensab- 
gabe nach dem Lastenausgleichsgesetz befreit. Soweit sie am 
21. Juni 1948 (Währungsstichtag) der Vermögensabgabe unter- 
liegendes Vermögen besaßen, wurden sie wie die juristischen 
Personen des privaten Rechts zur Vermögensabgabe herangezo- 
gen. 

Anders verhält es sich mit dem ehemaligen Reichsvermögen. 
Eine durch das Lastenausgleichsgesetz etwa begründete Abgabe- 
verpflichtung ist nach einstimmiger Auffassung der Landes- 
finanzminister, der sich der Bundesminister der Finanzen seiner- 
zeit angeschlossen hat, nach § 1 Abs. 1 des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes erloschen. Gewisse Bedenken gegen diese Auffas- 
sung konnten zurückgestellt werden, weil das ehemalige Reichs- 
vermögen überschuldet war und aus diesem Grunde eine Ab- 
gabeschuld sich ohnedies nicht ergeben hätte. Ein finanzieller 
Nachteil für den LA-Fonds ist dadurch nicht entstanden, weil die 
Länder und insbesondere der Bund, auf die das Reichsvermögen 
nach dem Währungsstichtag endgültig übergegangen ist, aus 
ihren Öffentlichen Haushalten die in § 6 des Lastenausgleichs- 
gesetzes bestimmten Zuschüsse zu leisten haben. 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bimdesregiierung aus den Er- 
fahrungen der Vergangenheit und dem gegen- 
wärtligen Stand die BntwicicLung der Auftrag s- 
lage bei den deutschen ßinnenschrfifsfweaTften, 
und >ist die Bunidesregierung in Zoisiammen- 
anbait mit den Ländern bereit, bei kurzfristigen 
Bngpässien ihre iAuifträge m pLa eieren, oder ist 
sie der Mernung, daß die vorhandene Kapazi- 
tät der Binnenschiiffsiwerften Ohnehin für die 
künftige Auiftragsentwicklung zu groß ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. November 


Verglichen mit den guten Ergebnissen in den Jahren 1972/1973 
befindet sich der deutsche Binnenschiffbau derzeit in einer un- 
günstigen Entwicklung, die mit Produktionsrückgängen in den 
Jahren 1974 und 1975 eingeleitet wurde. Im Verlauf des vergan- 
genen Jahres halte sich die Auftragslage bis in dieses Jahr 
hinein etwas verbessert, doch sind die Bestände per Ende Sep- 
tember wieder auf ein niedriges Niveau abgesunken. Ursächlich 
für diese unbefriedigende Entwicklung dürften die umfangreichen 
Käufe der Reeder in den Jahren 1972/1973 und die gegenwärtige 
Rentabilitätsschwäche der Binnenschiffahrt sein. 

Einzelne öffentliche Aufträge von Bund und Ländern können 
dieser Entwicklung keine andere Richtung geben. Ich habe aber, 
als die von Ihnen in Frage 18 erwähnte Rheinwerft in Schwierig- 
keiten geriet, v/eranlaßt, idaß mit den Bundesministerien für Ver- 
teidigung und Verkehr die -Möglichkeiten der -kurzfriistigen Ver- 
ga!be von Aufträgen im Binnemschiffsbereich geprüft wurden. 
Herr Bürgeimeüster Delorme in Mainz ist linzwischen darüber 
unterrichtet, weichte Auisschreibuingen noch in diesem Jahr von 
einigen Wasiser- un'd Schiffahrtsdirektionen duirchgeführt werden. 

Impulse für eine Aktivierung der Beschäftigung in den Binnen- 
schiffswerften können bei steigender Nachfrage nach Transport- 
leistungen im Zusammenhang mit der allgemeinen Konjunktur- 
entwicklung sowie infolge Ersatzbeschaffungen für ältere Ton- 
nage erwartet werden. Eine generelle Aussage der Bundesregie- 
rung über die Angemessenheit der vorhandenen Kapazitäten 
erscheint mir angesichts der nur schwer voraussehbaren länger- 
fristigen Entwicklung zur Zeit nicht möglich. Letzten Endes ist es 
Sache des Unternehmers, zu beurteilen, ob die Kapazität seines 
Betriebes den zu erwartenden Entwicklungen entspricht. 


17. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Schließt die BundesregiemiTig in ihre Bemü- 
hamgen izur geiz:i eiten AribeitsplaJtzbesch'alffung 
auch die Möglichkeit mit ein, 'durch gezielte 
Aiuftragsvergabe vorhandene Arbeitsplätze zu 
erhalten, und ist isie bereit, so weit sie selber 
Einfluß .aiuf Unternehmen, wie z. B. VBBA, hat, 
diesien Einfluß entsprechend zu nutzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. November 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, im Rahmen ihres arbeits- 
marktpolitischen Programms öffentliche Aufträge gezielt an ein- 
zelne Branchen zu vergeben, um vorhandene Arbeitsplätze zu 
erhalten. Im Interesse der Erhaltung von Arbeitsplätzen hat die 
Bundesregierung indessen wiederholt Unternehmen, an denen sie 
beteiligt ist - ebenso wie andere Gesellschaften - auf Beschäfti- 
gungsschwierigkeiten in bestimmten Bereichen aufmerksam ge- 
macht. Die Entscheidung über eine Auftragsvergabe treffen dann 
die zuständigen Unternehmensorgane in eigener Verantwortung. 

Die Bundesunternehmen stehen mit anderen in- und ausländi- 
schen Unternehmen im Wettbewerb und müssen daher nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten geführt werden. 


18. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Hat (diie Biunidesregtierunig Einfluß auf den Vor- 
stanidsbeschtkiß ider VEBA genommen, in dem 
dieser (für laille Kon/aernbe reiche 'beschlossen 
haben soll, beim Erwerb von Unterneihmen 
künftig weitgehend Zurückhaltung zu üben, 
weil das Gutachten /der Monopolkommiß sion 
an der VEBA Knitik geübt habe bei der Über- 
nahme von Meinen und mittleren Unterneh- 
men, und ist isie der Meinung, daß durch das 
Ausscheiden von kleiinen und mittl'eren Unter- 
nehtmungen — in diesem Fall der Mainzer 
Riheinwerft — der Konzentratioiißbewegung 
besser entgegengewiirkt würde, lais etwa durch 
die Übernahme dieser Werft durch die zur 
VBBA gehörende Werftunion? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. November 


Die Bundesregierung hat auf den Vorstandsbeschluß der VEBA, 
beim Erwerb von Unternehmen weitgehend Zurückhaltung zu 
üben, keinen Einfluß genommen. 

Die Hinweise der Monopolkommission, insbesondere zu dem 
häufigen Erwerb kleiner und mittlerer Unternehmen durch 
Großunternehmen, werden von der Bundesregierung gegenwär- 
tig noch geprüft. In diesem Zusammenhang wird auf die Ant- 
worten der Bundesregierung auf Parlamentsanfragen zum Gut- 
achten der Monopolkommission verwiesen (Drucksache 7/5724). 


19. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Erfordert die von den Ärzten im Hinbl&ck auf 
die Eimführung des interniationallen Einheiten- 
systeanis im madiizinischen Bereich geübte Kri- 
tik, die insbesonidere am Beispiel der Diabe- 
tiker die Praxisfernie däeser vorgesehenen Neu- 
ordnung aufzeigt, nicht eine nochmialLge über- 
prüifunig in der Frage der Einführung neuer 
Meßeinheiten, und wenn ja, welche Folgerun- 
gen wiild die Bundesregierung daraus ziehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. November 

Namens der Bundesregierung beantworte ich Ihre Frage im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wie folgt; 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, die Frage der Ein- 
führung neuer Meßeinheiten noch einmal zu überprüfen. Sie 
könnte es aus alleiniger Entscheidungsbefugnis auch nicht tun, 
weil die Gesamtregelung der Einheiten in einer abschließenden 
EG-Richtlinie enthalten ist und eine Änderung der Richtlinie nur 
im Einverständnis mit den übrigen Mitgliedstaaten möglich wäre. 
Dieses Einverständnis wäre nach Sachlage nicht zu erzielen. 

Die Umstellung der Einheiten ist ein Vorgang, der sich nach den 
Beschlüssen der Generalkonferenz für Maß und Gewicht weltweit 
vollzieht. Die in einigen Bereichen entstehenden Schwierigkeiten 
müssen im Interesse einer weltweiten Vereinheitlichung in Kauf 
genommen werden. 

Im Bereich der Diabetis ist die Medizin unmittelbar lediglich 
hinsichtlich der Umstellung der Einheiten für den Brennwert von 
Lebensmitteln betroffen. 

Die Angabe des Brennwertes diätetischer Lebensmittel in der 
neuen Energieeinheit Joule und in der bisherigen Einheit Kalorie 
ist durch die Vierte Verordnung zur Änderung der Diätverord- 
nung vom 14. April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 938) vorgeschrie- 
ben worden. Die Regelung mußte im Hinblick auf die nach der 
Ausführungsverordnung zum Gesetz über Einheiten im Meß- 
wesen vom 26. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 981) und der 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur An- 
gleichung im Meßwesen vom 18. Oktober 1971 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243, S. 29) erforderliche 
Umstellung auf die Einheit „Joule" als Energieeinheit bis zum 
31. Dezember 1977 erfolgen. Durch die vorgeschriebene Doppel- 
deklaration soll gerade den mit der Umstellung verbundenen 
Schwierigkeiten Rechnung getragen und der Verbraucher mit den 
Relationen zwischen beiden Energieeinheiten allmählich vertraut 
gemacht werden. Die von der Änderung der Diätverordnung 
betroffenen Kreise sind vor Erlaß der Verordnung angehört 
worden. 

Im übrigen ist im Vorschlag einer EG -Rahmen-Richtlinie für 
diätische Lebensmittel, mit deren Erlaß 1977 gerechnet werden 
kann, eine Kennzeichnung des Brennwerts diätischer Lebens- 
mittel in Kilojoule vorgesehen. Damit würde in allen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaften die Brennwertkennzeichnung 
diätetischer Lebensmittel in gleicher Weise erfolgen. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß in der EG-Richtlinie 
ebenfalls eine zusätzliche Brennwertangabe in Kilokalorien vor- 
gesehen wird. 


20. Abgeordneter Wais gedenkt die Bundesregierung zu tim, um 
Dr. Schwörer das 1977 auslautfende Welttextilalbkommen zu 
(CDU/CSU) verlängern, und ist sie Jbeireit, bei dieser Ver- 

längerung darauf izu achten, daß keine Besitim- 
mungen aoifgenommen werden, die eine wei- 
tere Verringerung der Arbeitsplätze im Be- 
reich der Textilwirtschaft zur Folge haben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11. November 

Die mit der Verlängerung des Welttextilabkommens zusammen- 
hängenden Fragen sind zur Zeit Gegenstand eingehender Erör- 
terungen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft. Die Dis- 
kussionen in Brüssel dienen der Erarbeitung einer gemeinschaft- 
lichen Haltung für die nächste Sitzung des GATT-Textilaus- 
schusses Ende dieses Jahres und für die folgenden Sitzungen, 
in denen geprüft wird, ob das Welttextilabkommen verlängert, 
geändert oder beendet werden soll. 

Die Stellungnahme der Bundesrepublik Deutschland bei den 
Brüsseler Erörterungen ist darauf ausgerichtet, das Welttextil- 
abkommen zu verlängern und nach Möglichkeit zu verbessern. 
Dabei berücksichtigt die Bundesregierung die Erfahrungen mit 
dem bisherigen Abkommen, das Ausmaß des bisherigen Anpas- 
sungsprozesses, die Besdhäftigungssituation im Textil- und Be- 
kleidungsbereich und die Stellung der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Textilexportland. Das Welttextilabkommen soll nach 
Auffassung der Bundesregierung dazu beitragen, die Textil- und 
Bekleidungsindustrie, die zu den am stärksten außenwirtschaft- 
lich geschützten Industriezweigen der Bundesrepublik Deutsch- 
land gehören, in die Lage zu versetzen, sich noch besser als zuvor 
unter Vermeidung bruchartiger Entwicklungen und sozialer Här- 
ten auf die veränderten Bedingungen des Welttextilhandels ein- 
zustellen. 


21. Abgeordneter Trifft es zu, daß — wie vom Münchener IFO- 
Dr. Sdiwörer Institut gemeldet — die Talfahrt der Investi- 

(CDU/CSU) tionen in der deutschen Industrie in den 70er 

Jahren zu einem beschleunigten Rückgang der 
sogenannten Investitionsintensität, das heißt 
der Bruttoanlage-Investitionen je Beschäftig- 
ten geführt hat, unid daß, in konstanten Preisen 
gerechnet, 1970 je Beschäftigten 4280 DM und 
1975 hingegen nur 3545 DM limvestiert wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. November 

Der Bundesregierung sind die Zahlenangaben des Ifo-Instituts 
über die Entwicklung der industriellen Investitionsintensität 
bekannt. Die verwendeten Investitionsdaten stellen Hochrech- 
nungen aus Repräsentativerhebungen im Rahmen des Ifo-Inve- 
stitionstests dar, die bis 1973 mit Vergleichszahlen aus der amt- 
lichen Investitionserhebung bei Betrieben der Industrie abge- 
stimmt sind. Die Daten für 1975 sind noch nicht als endgültig 
anzusehen, weil sie zum Teil auf vorläufigen Bilanzdaten basie- 
ren und die vergleichbaren Angaben der amtlichen Statistik erst 
im nächsten Jahr vorliegen werden. 

Die angegebenen Zahlen weisen in der Tat seit dem Boom-Jahr 
1970 einen Rückgang der Investitionsintensität in der verar- 
beitenden Industrie aus, der sich jedoch nicht beschleunigte, 
sondern bereits von 1971 auf 1972 bei einer Abnahpie um 
7,5 V. H. sein maximales Ausmaß in der vergangenen Ab- 
schwungphase erreichte. Es muß jedoch darauf hingewiesen wer- 
den, daß solche Zahlenvergleiche für unterschiedliche Konjunk- 
tursituationen nicht unproblematisch sind. Die neuesten Ergeb- 
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nisse des Ifo-Investitionstests lassen für 1976 und 1977 - erst- 
mals wieder seit 1970 - reale Zuwächse der industriellen Anlage- 
investitionen erwarten, so daß bei einem Anhalten der konjunk- 
turellen Entwicklung auch wieder mit einem Anstieg der Inve- 
stitionsintensität zu rechnen ist. 

Im übrigen sieht sich die Bundesregierung in ihrer Wirtschafts- 
politik bestätigt durch das Resümee der Ifo-Experten zu ihren 
Erhebungsresultaten : 

„Berücksichtigt man, daß die Industrie im abgelaufenen Jahr 
(1975) die schärfste Rezession der Nachkriegszeit zu überstehen 
hatte, ist der Rückgang ihrer Investitionen 1975 bemerkenswert 
gering ausgefallen . . . Der vergleichsweise geringe Investitions- 
rückgang 1975 dürfte vor allem auf die staatliche Investitions- 
förderung zurückzuführen sein. Nach unseren Untersuchungen 
wäre der Investitionsrückgang ohne die Investitionszulage mehr 
als doppelt so stark ausgefallen." 


22. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Wie äußert sich die Bainidesregierung ziu den 
aiuf ider 9. Bad Mergentheimer Stofifwechsel- 
tagoirig erhobenen Bedenken gegen die Um- 
stellung ider Maßeinheit Kalorie, der Maßein- 
heiten für chemische Laborwerte und für die 
Messung des Blutdrucks, und was unternimmt 
die Bundesregieitung, um die bei der Prüfung 
dieser Umstellunjg umimgängllichen Gesund- 
heitsgefährdungen au vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. November 


Namens der Bundesregierung beantworte ich Ihre Frage im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wie folgt: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei der Diabetesbehand- 
lung infolge der Umstellung von der bisherigen Einheit Kalorie 
auf die neue Energieeinheit Joule Schwierigkeiten entstehen 
können. 

Die Angabe des Brennwertes diätetischer Lebensmittel in der 
neuen Energieeinheit Joule und in der bisherigen Einheit Kalorie 
ist durch die Vierte Verordnung zur Änderung der Diätverord- 
nung vom 14. April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 938) vorgeschrie- 
ben worden. Die Regelung mußte im Hinblick auf die nach der 
Ausführungsverordnung zum Gesetz über Einheiten im Meß- 
wesen vom 26. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 981) und der 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur An- 
gleichung im Meßwesen vom 18. Oktober 1971 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243, S. 29) erforderliche 
Umstellung auf die Einheit „Joule" als Energieeinheit bis zum 
31. Dezember 1977 erfolgen. Durch die vorgeschriebene Doppel- 
deklaration soll gerade den mit der Umstellung verbundenen 
Schwierigkeiten Rechnung getragen und der Verbraucher mit den 
Relationen zwischen beiden Energieeinheiten allmählich vertraut 
gemacht werden. Die von der Änderung der Diätverordnung 
betroffenen Kreise sind vor Erlaß der Verordnung angehört 
worden. 
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Im Übrigen ist im Vorschlag einer EG-Rahmen-Richtlinie für 
diätische Lebensmittel, mit deren Erlaß 1977 gerechnet werden 
kann, eine Kennzeidinung des Brennwerts diätischer Lebens- 
mittel in Kilojoule vorgesehen. Damit würde in allen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaften die Brennwertkennzeichnung 
diätischer Lebensmittel in gleicher Weise erfolgen. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß in der EG-Richtlinie 
ebenfalls eine zusätzliche Brennwertangabe in Kilokalorien vor- 
gesehen wird. 

Hinsichtlich der Blutdruckmessung in einer neuen Einheit (Pascal 
oder Bar) an Stelle der Millimeter-Quecksilbersäule besteht mit 
den Kreisen der Medizin Einvernehmen darüber, daß die Umstel- 
lung weltweit erfolgen soll und daß hierzu die von den Euro- 
päischen Gemeinschaften eingeleiteten Schritte bei der Welt- 
gesundheitsorganisation abgewartet werden sollen. 


23. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bauudesiregierung bekaflunt, daß bei der 
Diaibetesjbehandilung durch die beabsichtigte 
Meßbegriifisiimistell'iing von bisher Kalorie auf 
kiüiüfitig Joule große Unislicherheiten für Arzt 
und Patienten entstehen können, und wie ge- 
denkt die IBundesregieiTung dem zu begegnen? 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Ey beabsichtigte weitere Umstellung einer Reihe 

(CDU/CSU) alt eingeprägter Meßbegniffe in der Medizin 

(iDlutdruckmessung) ebenfalls Unsicherheit er- 
zeugt werden kann, und wie gedenkt die Bun- 
desregierung ihr entgegen-zuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. November 


Namens der Bunde sregieming beantworte -ich Ihre Fragen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wie folgt: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei der Diabetesbehand- 
lung infolge der Umstellung von der bisherigen Einheit Kalorie 
auf die neue Energieeinheit Joule Schwierigkeiten entstehen 
können. 

Die Angabe des Brennwertes diätetischer Lebensmittel in der 
neuen Energieeinheit Joule und in der bisherigen Einheit Kalorie 
ist durch die Vierte Verordnung zur Änderung der Diätverord- 
nung vom 14. April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 938) vorgeschrie- 
ben worden. Die Regelung mußte im Hinblick auf die nach der 
Ausführungsverordnung zum Gesetz über Einheiten im Meß- 
wesen vom 26. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 981) und der 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur An- 
gleichung im Meßwesen vom 18. Oktober 1971 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243, S. 29) erforderliche 
Umstellung auf die Einheit „Joule" als Energieeinheit bis zum 
31. Dezember 1977 erfolgen. Durch die vorgeschiriebene Doppelde- 
klaration soll jedoch gerade den mit der Umstellung verbun- 
denen Schwierigkeiten Rechnung getragen und der Verbraucher 
mit den Relationen zwischen beiden Energieeinheiten allmählich 
vertraut gemacht werden. Die von der Änderung der Diät- 
verordnung betroffenen Kreise sind vor Erlaß der Verordnung 
angehört worden. 
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Im übrigen ist im Vorschlag einer EG-Rahmen- Richtlinie für 
diätetische Lebensmittel, mit deren Erlaß 1977 gerechnet werden 
kann, eine Kennzeichnung des Brennwerts diätetischer Lebens- 
mittel in Kilojoule vorgesehen. Damit würde in allen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaften die Brennwertkennzeichnung 
diätetischer Lebensmittel in gleicher Weise erfolgen. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß in der EG-Richtlinie 
ebenfalls eine zusätzliche Brennwertangabe in Kilokalorien vor- 
gesehen wird. 

Hinsichtlich der Blutdruckmessung in einer neuen Einheit (Pascal 
oder Bar) an Stelle der Millim.eter-Quecksilbersäule besteht mit 
den Kreisen der Medizin Einvernehmen darüber, daß die Umstel- 
lung weltweit erfolgen soll und daß hierzu die von den Euro- 
päischen Gemeinschaften eingeleiteten Schritte bei der Welt- 
gesundheitsorganisation abgewartet werden sollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird is'ich 'die Bundesregierung im Ministeirrat 
der Europäischen Gemeinschiaften dafür ein- 
setzen, daß das württemlbergische Emmentaler 
Käsereigöbiet in den Bereich der Gebiete ein- 
beaagen wird, die von der Anwendung jener 
Bestimmungen ausgenommen wenden sollen, 
mit denen die Kommission die Feistisetzung 
einer 2,5®/aigen isogenannten Mitverantwor- 
tungisabgaibe der iMlilcherzeuger plant, und teilt 
die ßundestregierung die Auffassung, daß daß 
Allgäuer Emmentalengebiet in dieser Frage 
nur einheitlich beurteilt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 10. November 

Da die im Rahmen der Milchmarktordnung beschlossenen Maß- 
nahmen grundsätzlich für alle Milcherzeuger der Europäischen 
Gemeinschaften gelten, ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
dies auch für die in Ergänzung der Marktordnung von der Kom- 
mission vorgeschlagene Mitverantwortungsabgabe der Fall sein 
sollte. Ziel der Mitverantwortungsabgabe muß nach deutscher 
Auffassung eine solidarische finanzielle Mitbeteiligung aller 
Milcherzeuger in der Gemeinschaft an der Beseitigung der Über- 
schußsituation sein, wie dies auch bei anderen preislichen Maß- 
nahmen oder beim normalen Marktgeschehen der Fall wäre. 

Den Milcherzeugern, die - wie in den Berggebieten - unter 
besonders erschwerten Bedingungen und ohne Alternativen zur 
Milchproduktion wirtschaften müssen, sollte nach Auffassung der 
Bundesregierung durch andere Maßnahmen als durch eine Frei- 
stellung von der Mitverantwortungsabgabe geholfen werden, 
wie dies bereits heute geschieht (Bergbauernprogramm). 

Daher stellt sich für die Bundesregierung die von Ihnen aufge- 
worfene Frage zur Zeit nicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


26. Abgeordneter Zoi welcbem Termin ist mit der Fertigstellung 
Wawrzik der amtlichen Wahlordnung für die Aufsichts- 

(CDU/CSU) ratswaihilen nach dem Mitbestimimunigisgesetz 

zu rechnen? 


27. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


Isit der 'Biunidesregierung der Inhalt einer eige- 
nen Wahlordnung der IG Metall bekcinnt, die 
sie verfaßt hat, weil nach den Ausführungen 
des Leiters der Abteilung Betriiebisräte der 
IG Metall, Manfred Leisis, eine rechtzeitige 
V'orlage der amtlichen Wahlordnung nicht er- 
folgt ist, 'und entspricht die vorgenannte Wahl- 
ordnung iden von der Regierung vorgesehenen 
Regelungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. November 

Die Bundesregierung geht nach dem derzeitigen Stand der Arbei- 
ten davon aus, daß die Wahlordnungen zum Mitbestimmungs- 
gesetz in absehbarer Zeit erlassen werden können. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf aufmerksam ma- 
chen, daß die Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeit- 
nehmer auch dann zu dem gesetzlich vorgeschriebenen Zeitpunkt 
durchzuführen sind, wenn die Bundesregierung von ihrer Er- 
mächtigung zum Erlaß von Wahlordnungen noch keinen Ge- 
brauch gemacht hat. In diesem Fall regelt der die Wahl leitende 
Wahlvorstand unter Beachtung des Gesetzes und rechtsstaat- 
licher Grundsätze die Einzelheiten des Wahlverfahrens, Dies hat 
das Bundesarbeitsgericht für die Durchführung der Arbeitneh- 
mervertreterwahl durch Wahlmänner gemäß § 76 Abs. 4 des 
Betriebsverfassungsgesetzes 1952 entschieden. Für das Wahlver- 
fahren nach dem Mitbestimmungsgesetz kann nichts anderes 
gelten. 

Da das Wahlverfahren in den §§ 9 ff. des Gesetzes recht ein- 
gehend geregelt ist, dürften die Wahlen vor Erlaß der Wahl- 
ordnungen auch praktisch durchführbar sein. Die Bundesregie- 
rung verkennt jedoch nicht, daß die Besonderheiten des Wahl- 
verfahrens nach dem Mitbestimmungsgesetz (z. B. die Berück- 
sichtigung von vier Kategorien von Arbeitnehmervertretern 
sowie die Möglichkeit von mehreren Vorabstimmungen) im 
Einzelfall zu Schwierigkeiten führen kann. Sie ist deshalb be- 
müht, die Arbeiten an den Wahlordnungen baldmöglichst abzu- 
schließen. 

Die Bundesregierung hat Kenntnis davon, daß die IG Metall 
beabsichtigt, auf der Grundlage der den Gewerkschaften und 
den Arbeitgeberverbänden übersandten Entwürfe des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung selbst eine Wahl- 
ordnung zu erstellen und den Arbeitnehmern ihres Organisa- 
tionsbereichs für die Zeit bis zum Erlaß der Wahlordnungen 
durch die Bundesregierung als Muster an die Hand zu geben. 
Der Bundesregierung ist aber nicht bekannt, ob diese Wahlord- 
nung fertiggestellt ist. Sie kann deshalb nicht beurteilen, ob sich 
der Entwurf der IG Metall in allen Punkten mit den Vorstellun- 
gen der Bundesregierung deckt. 
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28. Abgeordneter Kann die Bumidesregieruiitg Aaiisfcuntft darüber 
Sund geben, wie sidi die Versdiärfiunig der Straifvor- 

(SPD) Schriften bei illegailer Anisländerbeschäftigung 

ausgewirkt hat? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Busdifort 
vom 15. November 


Illegale Ausländerbeschäftigung kann statistisch nur in dem 
Umfang erfaßt werden, in dem es gelingt, sie aufzudecken. 
Zuverlässige Aussagen über das Ausmaß der illegalen Beschäf- 
tigung ausländischer Arbeitnehmer und die Wirksamkeit der 
gegen sie vorgesehenen gesetzlichen Sanktionen lassen sich 
daher kaum treffen. Gleichwohl kann davon ausgegangen wer- 
den, daß die von den gesetzgebenden Körperschaften im letzten 
Jahr vorgenommene Verschärfung der einschlägigen Bußgeld- 
und Strafvorschriften sowie die Schaffung neuer Straftatbestände 
im Arbeitsförderungs- und Arbeitnehmerüberlassungsgesetz ihre 
Wirkung nicht verfehlt hat. Hierfür spricht schon die Tatsache, 
daß die Diskussion über dieses Thema in der Öffentlichkeit stark 
nachgelassen hat, selbst wenn man berücksichtigt, daß die ille- 
gale Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer auch deshalb 
an Bedeutung verloren hat, weil sich die Arbeitsmarktlage im 
Vergleich zur Hochkonjunktur grundlegend geändert hat. Im 
übrigen liegen schon vereinzelt Strafurteile vor, in denen bei- 
spielsweise für die gewerbsmäßige unerlaubte Vermittlung von 
ausländischen Arbeitnehmern ohne Arbeitserlaubnis sechs Mona- 
te Freiheitsstrafe ohne Bewährung, verbunden mit einem befri- 
steten Berufsverbot, verhängt worden sind. Urteile dieser Art 
verdeutlichen das Risiko der illegalen Beschäftigung ausländi- 
scher Arbeitnehmer entscheidend. Nach der Erfahrung des täg- 
lichen Lebens werden sie eine abschreckende Wirkung auf den 
in Betracht kommenden Personenkreis haben. 


29. Abgeordneter Teilt idie Bundesregiieirung idie Auffastsung, daß 
Sund die Wahloildnung zum Mitibestiimmungsgesetz 

(SPD) insoweit entbehrlich ist, als selbständige Rege- 

lomgen aaai der Grundiage des Gesetzes die 
DurchifühiTuinig der Wahlen ebenfalls sicherstel- 
len können, und wenn ja, welche Foilgieruing 
wird sie daraus 2 iiehen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. November 


Die Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer sind 
auch dann zu dem gesetzlich vorgeschriebenen Zeitpunkt durch- 
zuführen, wenn die Bundesregierung von ihrer Ermächtigung zum 
Erlaß von Wahlordnungen noch keinen Gebrauch gemacht hat. In 
diesem Fall regelt der die Wahl leitende Wahl Vorstand unter 
Beachtung des Gesetzes und rechtsstaatlicher Grundsätze die Ein- 
zelheiten des Wahlverfahrens. Dies hat das Bundesarbeitsgericht 
für die Durchführung der Arbeitnehmervertreterwahl durch 
Wahlmänner gemäß § 76 Abs. 4 des Betriebsverfassungsgesetzes 
1952 entschieden. Für das Wahlverfahren nach dem Mitbestim- 
mungsgesetz kann nichts anderes gelten. 
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Die Bundesregierung hat auf Anfrage wiederholt auf diese 
Rechtslage hingewiesen und hat auch Grund zu der Annahme, 
daß die Beteiligten die Wahlen gegebenenfalls auch ohne Wahl- 
ordnung durchführen würden. Da das Wahlverfahren in den 
§§ 9 ff. des Mitbestimmungsgesetzes recht eingehend geregelt ist, 
dürften die Wahlen vor Erlaß der Wahlordnungen auch praktisch 
durchführbar sein. Die Bundesregierung verkennt jedoch nicht, 
daß die Besonderheiten des Wahl Verfahrens nach dem Mit- 
bestimmungsgesetz (z. B. die Berüdcsichtigung von vier Katego- 
rien von Arbeitnehmervertretern sowie die Möglichkeit von 
mehreren Vorabstimmungen) im Einzelfall zu Schwierigkeiten 
führen kann. Sie ist deshalb bemüht, die Arbeiten an den Wahl- 
ordnungen baldmöglichst abzuschließen. Nach dem derzeitigen 
Stand der Arbeiten ist davon auszugehen, daß die Wahlordnun- 
gen in absehbarer Zeit erlassen werden können. 


30. Abgeordneter 
Ziegler 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hätte die von der Bun- 
desregieruing vorgeselhene Rechtsverordniung, 
(iuirch die die Leistungen der Rentenversiche- 
rungsträger an die Träger der Krankenver- 
sicherung zur Krankenversicherueg der Rent- 
ner (gekürzt werden sollen, aiuf die finanziellle 
Lage der einzelnen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung, und wie iso'llen nach 
Auffassung der iDundesregierung die dadurch 
verschärften finanziellen Probleme der gesetz- 
lichen Krankenversicherung im einzelnen ge- 
lösi werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 15. November 

Die Bundesregierung hat bereits im Entwurf eines Gesetzes zur 
Weiterentwicklung des Kassenarztrechts und zur Änderung der 
Krankenversicherung der Rentner (Krankenversicherungs-Wei- 
terentwicklungsgesetz — KVWG — Bundesratsdrucksache 771/74) 
den Vorschlag gemacht, die Anpassung der Beitragszahlung der 
Träger d^r Rentenversicherungen zur Krankenversicherung der 
Rentner gemäß § 385 der Reichsversicherungsordnung an die Bei- 
tragszahlung gemäß § 393 a der Reichsversicherungsordnung im 
Rahmen einer Neuregelung der Krankenversicherung der Rent- 
ner vorzunehmen. Nach diesem Vorschlag erübrigt sich der Erlaß 
der von Ihnen angesprochenen Rechtsverordnungen. Die wirt- 
schaftlichen Auswirkungen eines Erlasses der Verordnungen sind 
in der Begründung des Gesetzentwurfes unter Nummer III dar- 
gelegt; die dort angegebenen Werte gelten mit geringfügigen 
Abweichungen auch heute. 

Im übrigen bedarf das von Ihnen angeschnittene Problem einer 
umfassenden und intensiven Prüfung, die noch nicht abgeschlos- 
sen ist. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zu gegebe- 
ner Zeit geeignete Lösungen vorgeschlagen werden können. 


31. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Ist die Bunidesregierung in der Lage umd be- 
reit, darauf hmzuwirken, daß Behandlungs- 
kosten durch einen Psychologen nach Ober- 
weisamg eines Arztes von den EnsartiztoaBsen 
wieder übernoanmen werden und der Beschluß 
des Verbamds ider lErsatzkassen, solche Kosten 
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nicht miebr ziu übernehmen, lauifgehoben wird, 
weil 'auch unter dem Gesichtspunikt der Kosten 
im Gesiunldhei'tsrw'esen eine Behandlung durdi 
den Pisychblogen in den daifiür geeigneten Fäl- 
len billiger ist als eine nach wie vor möglidie 
Böhaindlung durch einen Psychiater oder Ner- 
venarzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 12. November 

Die von Ihnen angesprochene Maßnahme der Ersatzkassenver- 
bände betrifft die Frage der selbständigen psychotherapeutischen 
Behandlung von Versicherten durch nichtärztliche Psychothera- 
peuten. 

Dafür sind u. a. Bestimmungen des Leistungsrechts der gesetz- 
lichen Krankenversicherung maßgeblich, die die Versicherungs- 
träger in eigener Verantwortung anzuwenden haben. 

Ich werde deshalb die Ersatzkassenverbände zu dieser Ange- 
legenheit um einen Bericht bitten. Ebenso werde ich das Bundes- 
versicherungsamt, das die Aufsicht über die bundesunmittelbaren 
Ersatzkassen führt, um eine Stellungnahme bitten. Sobald die 
Äußerungen vorliegen, werde ich Ihnen eine weitere Mitteilung 
zukommen lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Trifft die Feststellung in Nr. 39 des „Stern" 
vom 16. September 1976 zu, wonach bei Ver- 
anstaltungen (der InstandsetEunigsbrigade 6 in 
Hamibung-Jenfeld und der 8. Kompanie des 
Luftwaffenausbildungsregiments 1 in Horst bei 
Pinneiberg, entgegen einem entsprechenden Er- 
laß (des Bundesverteidigungsministeriums, Kin- 
der mit Waffen spielen durften, und (gegebe- 
nenfalls) wias wurde in diesen Fällen veran- 
laßt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 15. November 

Die Feststellung des „Stern" vom 16. September 1976, wonach 
bei Veranstaltungen der Instandsetzungsbrigade 6 in Hamburg - 
Jenfeld und bei der 8. Kompanie des Luftwaffenausbildungsregi- 
ments 1 in Horst bei Pinneberg Kinder mit Waffen spielen durf- 
ten, trifft nicht zu. 

Bei den Ausstellungen „Unser Heer" wird grundsätzlich vor Er- 
öffnung gegenüber der Presse erklärt, 

— daß der Zutritt von Kindern unter 14 Jahren nur in Beglei- 
tung der Erziehungsberechtigten erwünscht ist, 

— daß die Bundeswehr bittet, Kindern unter 14 Jahren den Zu- 
gang zu Waffen zu untersagen. 
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— daß die Eltern gebeten werden, für die Einhaltung dieses 
Grundsatzes selber zu sorgen. 

Zusätzlich werden Hinweisschilder mit dem entsprechenden Text 
aufgestellt. 

Dieses Verfahren wird künftig auch bei allen Veranstaltungen 
„Tage der Offenen Tür'' angewendet. 

Auch bei Waffenschauen der Luftwaffe wird sichergestellt, daß 
der Erlaß des Bundesministeriums der Verteidigung vom 22. No- 
vember 1974 betr. Umgang mit Handwaffen durch Kinder bei 
Veranstaltungen der Bundeswehr eingehalten wird. 

Ergänzend bemerke ich zu dem von Ihnen angesprochenen Vor- 
fall bei der Waffenschau der 8. Kompanie des Luftwaffenausbil- 
dungsregiments 1: Das von der Waffenschau veröffentlichte Bild 
wurde aufgenommen, als vorübergehend der Aufsichtsführende 
von Besuchern durch Gespräche abgelenkt wurde. Der Fotograf 
wurde sofort vom Aufsichtsführenden angesprochen und darauf 
hingewiesen, daß Kinder die Waffen nicht anfassen dürften. 


33. Abgeordneter Trilft es zu, idaß Frankreich tdie Absicht hat, 
Gierenstein im ko-mmenden Jahr seine aiuf deuitschem Ge- 

(CDU/CSU) biet stehenden Truppen um 10 000 Mann zu 

verringern, und wias hat — bejahenideniftalls — 
die Bundesregierung unternoonmen, bzw. was 
wird sie tun, um eine solche für Deutschland 
und das nordatlantische Bündnis nachteilige 
Entwicklung zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 15. November 

Die französische Regierung hat die Bundesregierung über den 
Deutschen Bevollmächtigten bei den französischen Streitkräften 
in Deutschland im Juli 1976 informiert, daß die in Deutschland 
stationierten Truppen im Rahmen der geplanten Umstrukturie- 
rung des französischen Heeres in den Jahren 1977 und 1978 um 
insgsamt 9000 Soldaten verringert werden. 

Sowohl in den Gesprächen zwischen dem französischen Staats- 
präsidenten und dem Bundeskanzler in Hamburg im Juli 1976 als 
auch in den Gesprächen der beiden Verteidigungsminister im Mai 
und Oktober 1976 ist dieser Fragenkomplex besprochen worden. 
Dabei hat die französische Seite deutlich gemacht, daß die Ver- 
ringerung ihrer Streitkräfte in Deutschland ausschließlich im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten Reorganisation und Um- 
strukturierung ihrer Landstreitkräfte zu sehen sei. Mit der Neu- 
gliederung würde durch den Wegfall der Brigade eine Befehls- 
ebene eingespart. Dadurch und durch die Zusammenlegung von 
Stäben in Frankreich würden in absehbarer Zeit jährlich 2,5 Mil- 
liarden DM eingespart, die, zusammen mit der beabsichtigten 
Erhöhung des Verteidigungshaushaltes, dazu verwendet würden, 
die Kampfkraft der französischen Streitkräfte zu erhöhen. Die 
Steigerung der Kampfkraft werde durch eine Modernisierung der 
Ausrüstung des Heeres und die Aufstellung weiterer Kampftrup- 
pen erreicht. Um ein Absinken der Kampfkraft des in der Bundes- 
republik stationierten II. französischen Korps zu vermeiden, 
werde zuerst dieses Korps neu ausgerüstet. 
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Die möglidien Auswirkungen der französischen Planungen sind 
im Bundesverteidigungsministerium sehr genau untersucht wor- 
den. Dabei ist festgestellt worden, daß ein gut ausgerüstetes, zu 
beweglicher Operationsführung befähigtes französisches Korps 
trotz der beabsichtigten Personalverringerung in der Lage ist, die 
vorgesehenen Aufträge zu erfüllen. Daher sieht die Bundesrepu- 
blik Deutschland keinen Anlaß, zu versuchen, auf die französi- 
schen Planungen Einfluß zu nehmen. 


34. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


TiBffen Pressemelidunigen zu, denenzufolge in 
der Lüneburger Helide noch größere Vorräte 
an Kampfstoffen laus idem letziten Weltkrieg 
verborgen sind, und wenn ja, wais gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, <um »dieser Kampf- 
stoffe thaihhaft zu werden uod sie unschädlich 
2 ni machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 8. November 

Es trifft zu, daß auf dem rd. 10 400 ha großen Truppenübungs- 
platz Munster-Nord Kampfstoffe und Kampfstoffmunition aus 
dem 1. und 11. Weltkrieg verborgen sind. Mehrere Entgiftungs- 
aktionen in den vergangenen Jahren haben wegen immer neuer 
Funde nicht zu dem gewünschten Erfolg geführt. Deshalb ist vor- 
gesehen, den gesamten Platz nochmals systematisch absuchen zu 
lassen, um ihn intensiver nutzen zu können. Hiermit wird begon- 
nen, sobald die notwendigen Anlagen für die Lagerung, Delabo- 
rierung und insbesondere die Vernichtung der Kampfstoffe fertig- 
gestellt sind. Die Entwicklung der Verbrennungsanlage zur Ver- 
nichtung der Kampfstoffe, die es bisher in vergleichbarer Art 
nicht gibt, wird aber erst 1978 bis zur Einsatzreife abgeschlossen 
sein. 

Die Absuche des Platzgebiets ist der Truppenübungsplatzkom- 
mandantur Munster übertragen worden, die über für diese Auf- 
gabe speziell ausgebildetes Personal verfügt. 

Der Zeitaufwand für die Räumung des Platzes kann nur grob 
geschätzt werden, denn er ist u. a. abhängig von der Belegungs- 
dichte der abzusuchenden Flächen, dem Zustand der Fundmuni- 
tion, den Witterungsbedingungen und nicht zuletzt von der Ver- 
fügbarkeit des auch weiterhin für Übungen beanspruchten Ge- 
ländes. Mit ca. 12 bis 15 Jahren wird zu rechnen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


35. Abgeordneter Was sagt die Boindesreigieruing zu Meldmigten, 

Dr. Schwörer daß »durch das Fehlverhalten in der Ernährung 

(CDU/CSU) mehr »als 17 Milliarden DM Krankenkassen- 

fcosten auf das Kcmto emährungsbedingter 
Krankheiten gehen, und was gedenkt die 
Boimdesregierumg zu tun, um die Bevölkerung 
besser über die Gefahren einer fallschen Er- 
nährimg auf zuklären? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 11. November 

Der Betrag von jährlich 17 Milliarden DM für ernährungsbe- 
dingte Krankheitskosten beruht auf einer Schätzung, die für die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft erstellt worden ist. Hierbei 
sind weitere Folgekosten — wie vorzeitige Zahlungen von Ren- 
ten und Hinterbliebenenbezüge — nicht berücksichtigt. 

Die in Wirklichkeit entstehenden Kosten dürften daher auch 
unter Berücksichtigung der bestehenden Fehlermöglichkeiten 
deutlich über den Betrag von 17 Milliarden DM hinausgehen. 

Seit Jahren wird von der Wissenschaft auf die Gefahren der 
Überernährung und der hierdurch verursachten Krankheiten hin- 
gewiesen. Es ist jedoch sehr schwierig, bereits fixierte Ernäh- 
rungsgewohnheiten beim Erwachsenen zu ändern. Trotzdem 
konnten schon beachtliche Erfolge erzielt werden. So zeigt sich 
deutlich, daß die Zahl der Verbraucher, die an Fragen einer 
gesunden Ernährung interessiert sind, immer mehr zunimmt. 

Die verstärkte Aufklärung über eine gesunde Ernährung und die 
Entwicklung noch wirksamerer Methoden auf diesem Gebiet ist 
eine Schwerpunktaufgabe der gesundheitlichen Aufklärung des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit. So lief im 
September 1975 die Aktion Ernährung und Bewegung unter dem 
Slogan „Essen und Trimmen — beides muß stimmen" an. Diese 
Aktion ist längerfristig angelegt. Ziel der Kampagne ist es, die 
Bevölkerung über den Zusammenhang zwischen Ernährung und 
Bewegung aufzuklären, um allmählich zu einer Verhaltensände- 
rung in Bezug auf die Ernährung hinzuwirken. 

Das Vorhaben wird von der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung zusammen mit der Deutschen Gesellschaft für Ernäh- 
rung, dem Deutschen Sportbund, der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher und den obersten Landesgesundheitsbehörden im 
Auftrag des Ministeriums durchgeführt. Auch die Bundesärzte- 
kammer und die Medien unterstützen diese Kampagne. 

Außerdem werden im Auftrag des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit eine Reihe von Ernährungs- 
schriften, die sich an bestimmte Zielgruppen richten — beispiels- 
weise an Säuglinge, Klein- und Schulkinder, Jugendliche und 
ältere Menschen — herausgegeben. 

Noch in diesem Jahr wird weiterhin die Schrift „Ernährungs- 
beratung bei Risikofaktoren" erscheinen, die für Schlüsselkräfte 
der Ernährungsberatung bestimmt ist und u. a. als Beilage zum 
Deutschen Arzteblatt verteilt wird. Ebenfalls noch in diesem Jahr 
wird im Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit Lehrmaterial (Curriculum für die Grundschule und 
Sekundarstufe I) über das Thema „Ernährung und Gesundheit" 
herauskommen und sämtlichen Grund- und Hauptschulen der 
Bundesrepublik je ein Exemplar kostenlos zur Verfügung gestellt 
werden. 


36. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß das in der Btundesrepu- 
Dr. Wernitz blik Deutschland dem Verbraucher angebotene 

(SPD) dnländische Wildbret »auf seine Tauglichkeit für 

den menschlichen Genuß regelmäßig und um- 
fassend überprüft wird? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Zander 
vom 1 1 . November 


Das im Inland gewonnene Wildbret unterliegt wie die übrigen 
Lebensmittel den Vorschriften des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes (LMBG) und den Hygienevorschriften der 
einzelnen Bundesländer. Die nach dem LMBG zu erlassenden 
bundeseinheitlichen Hygienevorschriften für die Behandlung von 
Lebensmitteln werden zur Zeit vorbereitet. In diese Bestimmun- 
gen soll auch die hygienische Behandlung des Wildbrets einbe- 
zogen werden. Zur Zeit wird die Frage geprüft, ob und in wel- 
chem Umfang im Rahmen der fleischbeschaurechtlichen Vor- 
schriften auch eine amtliche tierärztliche Untersuchung des inlän- 
dischen Wildbrets vor dem Inverkehrbringen erforderlich ist. 


37. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 


(SPD) 


Unterliegt importiertes Wildbret bislang ins- 
gesamt oder teilweise schärferen Bestimmun- 
gen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Zander 
vom 1 1 . November 


Bis zum Inkrafttreten der Mindestanforderungen- Verordnung 
vom 11. November 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3165) am 1. Januar 
1975 bestanden für das Gewinnen, die Lagerung und Beförderung 
von Wildbret in den Versandländern keine deutschen Vorschrif- 
ten. Dagegen unterlag das im Inland gewonnene Wildbret stets 
vom Zeitpunkt der Gewinnung an den Vorschriften des Lebens- 
mittelgesetzes und den Hygienevorschriften der Länder. Durch 
die vorstehend angegebene Verordnung wurde für das einge- 
führte Wildfleisch eine tierärztliche Untersuchung vorgeschrie- 
ben, um den in der Vergangenheit häufiger festgestellten Män- 
geln vorzubeugen. Für das im Inland gewonnene Wildbret sind 
konkrete Beanstandungen, die eine tierärztliche Untersuchung 
vor dem Inverkehrbringen erfordern würden, bislang nicht be- 
kannt geworden. Die Vorschriften für die Trichinenschau gelten 
sowohl für inländisches wie für ausländisches Wildbret. 

Da das eingeführte Wildbret fast ausschließlich über den Wild- 
handel vertrieben wird und damit größeren negativen Einflüssen 
ausgesetzt sein kann als das inländische Wildbret, das überwie- 
gend unmittelbar vom Erleger an den Verbraucher gelangt, sind 
die Grundlagen für Rechtsvorschriften unterschiedlich. 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


38. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Kann d.ie ßunjdesreigierunig nuinmehr präzise 
Aarskünfte über den gegenwärtigen Stand der 
Planungen für -eine Ortsumgehiung deo* ß 9 im 
Raum B reisig »am Rhein erteilen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. November 

Der Vorentwurf für die Verlegung der B 9 im Bereich Bad Breisig 
ist fertiggestellt und liegt dem Bundesverkehrsministerium zur 
Erteilung der Zustimmung zu der vorgeschlagenen Linienführung 
vor. Sobald die Prüfung abgeschlossen ist, werden die Unter- 
lagen an das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Rheinland-Pfalz zurückgegeben. Danach können die Planfeststel- 
lungsunterlagen erstellt und das Planfeststellungsverfahren ein- 
geleitet werden. 


39. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Stehen der ßaindesregierunig grundsätzlich 
Möglichkeiten auch unter 'haushaltsrechtlichen 
Gesichts/punkten zur Verfügung, oim weitere 
technische Einrichtungen zur Lärmdämpfung an 
Bundesauto(bahnen analoig etwa zu dem Strek- 
kenlbareich Bonn — iMeckenheimer Kreuz er- 
stellen zu laissen, da insbeBondere einige Ge- 
meinden an der A 61 im nöaxilichen Teil des 
Landes Rheinland- Pfalz idurch eine starke Zu- 
nahme des Veiikehrslärms erheblich gestört 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5, November 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz, das am 1. April 1974 in Kraft 
getreten ist, enthält keine Regelung über den Schallschutz an 
Straßen, die, wie im vorliegenden Fall, vor dem 1. April 1974 
dem Verkehr übergeben worden sind. Die Bundesregierung ist 
jedoch auch um Lösung der aus dem Verkehrslärm solcher 
Straßen sich ergebenden Probleme bemüht. Die sehr weitgehen- 
den finanziellen Konsequenzen für alle Straßenbaulastträger in 
Milliardengröße machen noch eingehende Überlegungen und um- 
fangreiche Ermittlungen unter Beteiligung der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände erforderlich. Dabei sind auch die 
Auswirkungen auf das Volumen der Investitionen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse und auf den Umfang anderer 
öffentlicher Investitionen zu bedenken. Dem Ergebnis dieser 
Überlegungen und den daraus für die nächste Legislaturperiode 
gegebenenfalls zu ziehenden Konsequenzen kann nicht durch 
Entscheidungen im Einzelfall vorgegriffen werden. 

Zu den Schallschutzmaßnahmen im Streckenabschnitt Mecken- 
heim-Merl ist zu bemerken, daß diese von der „Entwicklungs- 
gesellschaft Meckenheim-Merl" finanziert worden sind. Die Bun- 
desregierung hat sich an den Kosten dieser Schallschutzmaßnah- 
men nicht beteiligt. 


40. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Teilt idie Bunidesregierung die Auff/assung der 
nordrhein-westfälischen Landes regienung, die 
in Beantwortung einer Kleinen Anfrage erklärt 
hat (iLandtagiSHDrucksache 8/1045): „Für die Be- 
seitigung des Unrats im Bereich des Flußbetts 
des Rheins hat der Bund au sorgen. Das gleiche 
gilt für Unrat, der vom Rhein angeschwemmt 
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wird und diesseits der üferlinie hzw. im Be- 
reich der Deichzone aihgesetzt -wiird. Der Bund 
hat »auch die Kosten dafür zu tragen. Dies folgt 
aus § 28 »des Waiaserhaushaltisgesetzes (WHG) 
in Verbindung mit § 47 Ajbs, 1 des Landes- 
wassiergesetzies (LWG). Die Unterhaltspflicht 
umfaßt u. a. auch die Vorsorge dafür, daß der 
im ‘Geiwäaser treibende Unrait sich gar nicht 
erst »an den Ofem oder auf den daMnterliiegen- 
den Flächen ahlaigem kann. Im übrigen trifft 
den (Bund ailis Eiigentümer des Rheins (§ 3 LWG) 
und, isoweit er iBigentümer von Uferflächen ist, 
bei der Beseitigung auch »die Zustandsihaiftung 
des Eigentümers nach §§ 16 und 18 des Ord- 
nungsfbehördengesetzes (OBG)“, und dsit sie 
beredt, 2 ?umindest dem von der Landesregie- 
ruing von Nordrhein-Westfalen gemachten Vor- 
schlag einer pragmatischen Lösung zu folgen 
und isdch nach Rheinhochwässem »an einer Ge- 
meinschaftsaktion zwischen Bund, Land, Kreds 
und Gemeinden zur Beseitigung des vom Rhein 
angeschwemimten Unrats zu beteiligen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. November 

Nach dem Grundgesetz und der Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts sind für die Reinhaltung der Gewässer und 
ihrer Ufer die Länder zuständig. 

In Erfüllung seiner Aufgabe, 'den Rhein als Verkehrsweg zu 
verwalten, ist allerdings der Bunld für (den ordnungsgemäßen 
Wasserabfluß unld für idie Schiffbarkeit verantwortlich. Hiinder- 
nisse, die dies beeinträchtigen, werden daher vom Bund beseitigt. 

Im Rahmen dieser Verpflichtung ist der Bund auch bereit, bei 
einer erforderlich werdenden Gemeinschaftsaktion zur Beseiti- 
gung des vom Rhein angeschwemmten Unrats mit dem Land, 
mit Kreisen und Gemeinden zusammenzuwirken. 


41. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, diaß Aussiiedler ihre in Polen er- 
worbenen PKW-tpülhrerscheine erst nach dem 
Nachweis einer neunmonatigen Fahrpraxis in 
der Buindesrepublilk Deuitschlaind in einen deut- 
schen (Führerschein überschnieben und umge- 
tauischt bekomimen, wobei (die Inhaber von 
polnischen LKW-iFülhrerscheinen darüber hin- 
aus noch zusätzlich eine zweijährige Fahr- 
praxis nachweisen müssen, otbwohl sie als 
Beruf sfahrer in Polen bereits eine AuSbaMung 
mm Kfiz-Mechaniker erhalten haben, und was* 
gedenkt die (Bundesregierung zu tun, um diese 
erschwerte iDoppelum'schuLung auf ein vertret- 
bares Maß zu reduzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. November 

Es trifft nicht zu, daß Aussiedler aus Polen für die Fahrerlaubnis 
der Klasse 3 eine neunmonatige und für die Fahrerlaubnis der 
Klasse 2 eine zweijährige Fahrpraxis nachweisen müssen. 
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Für die Umschreibung ausländischer Führerscheine gilt § 15 der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO). Danach ist dem 
Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis die deutsche Fahr- 
erlaubnis für die entsprechende Klasse von Kraftfahrzeugen zu 
erteilen, wenn 

1. keine Bedenken gegen seine Eignung bestehen, 

2. er seinen Wohnsitz im Inland hat, 

3. er sich seit einem Jahr überwiegend im Inland auf gehalten 
hat, 

4. er während dieser Zeit ein Kraftfahrzeug der beantragten 
Fahrerlaubnisklasse geführt hat. 

Erfüllt der Antragsteller die Voraussetzungen der vorstehenden 
Nummer 2 nicht, so ist die Fahrerlaubnis zu erteilen, wenn er 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Verkehrsvorschriften in 
einer Prüfung nachweist. 

Die Schwierigkeiten bei der Umschreibung der Fahrerlaubnis für 
deutsche Polen- Aussiedler wurden im Oktober 1973 mit den zu- 
ständigen Länderreferenten erörtert. Sie liegen darin, daß die 
deutschen Aussiedler bei der Umschreibung ihrer polnischen 
Fahrerlaubnis nach Ablauf der Jahresfrist (§§ 4, 5 IntKfzVO) 
wegen der veränderten Lebensverhältnisse häufig während des 
Zeitraums nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 StVZO kein Kraftfahrzeug 
führen konnten. Die dann nach § 15 Abs. 2 StVZO erforderliche 
Prüfung ist nicht zu bestehen, weil die deutschen Sprachkennt- 
nisse nicht oder noch nicht ausreichen. 

Um diesen Deutschen zu helfen, einigten sich die Ländervertre- 
ter auf folgende zwei Verfahrensmöglichkeiten: 

a) Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 70 StVZO von 
den Vorschriften des § 15 Abs. 1 und 2 unter der Vorausset- 
zung, daß der Bewerber bereit ist, in einer praktischen Fahr- 
probe die Beherrschung des Kraftfahrzeugs und die Kennt- 
nisse der deutschen Verkehrsvorschriften nachzuweisen. 

b) Es findet eine mündliche Prüfung in der Weise statt, daß der 
Prüfer die Fragen des Fragebogens vorliest und der Bewerber 
die Fragen mündlich beantwortet. 

Durch diese Regelung wird den Belangen der Spätaussiedler ohne 
Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit Rechnung getragen. 

Es wird empfohlen, den der Frage zugrunde liegenden Sachver- 
halt im einzelnen mitzuteilen, damit die zuständige oberste Lan- 
desbehörde eingeschaltet werden kann. Nach dem Grundgesetz 
ist die Durchführung der Bundesgesetze und -Verordnungen über 
den Straßenverkehr allein eine Angelegenheit der Länder. 


42. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Treffen Nachrichten zu, daß der interministe- 
rielle Staatssekretärsausschuß über das künf- 
tige Schdenennetz der Deutschen Buindes'bahn 
beschlossen hat, die Nahestrecke auf dem Teil- 
stück Bad Kreuznach bis Neub rücke und der 
Nebenstrecke Heimbach bis Baumholider still- 
zulegen? 
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Teilt ddie ßundesnegierung die Auffassung, daß 
eine Stiliegoing dieser Stredce alle völkswirt- 
sdiaftlidien und raumaidnerisdien Bemühun- 
gen zunidite machen würde, die ländliche 
Struktur dieses Raums zu verbessern, und 
wenn ja, ist sie bereit, dies bei ihrer Entschei- 
dung zu berücksdchtigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. November 

Nein, derartige Nachrichten sind nicht zutreffend. Der Stand der 
Arbeiten zur Ermittlung des gesamtwirtschaftlich notwendigen 
Streckennetzes läßt gegenwärtig noch gar keine Entscheidung 
über Strecken zu. 

Bei der Entscheidungsfindung werden selbstverständlich die 
wirtschaftlichen, raumordnerischen, Struktur- und regionalpoliti- 
schen Gesichtspunkte in vollem Umfang berücksichtigt. 


43. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. November 

Es ist richtig, daß die Mainbrücke zwischen Rüsselsheim und 
Flörsheim im Zuge der B 519 vorerst nur mit einer Fahrbahn 
(2 Fahrstreifen) gebaut wird. Ein zweibahniger Querschnitt 
(4 Fahrstreifen) ist auf Grund der zu erwartenden Verkehrs- 
belastung zunächst nicht erforderlich. 

Im übrigen hätte eine zweibahnige Brücke bei der Überprüfung 
des Bedarfsplans der Bundesfernstraßen nicht die Dringlichkeit 
la erhalten. Ihr Bau hätte dann zwangsläufig zurückgestellt wer- 
den müssen. 


Triifift es zu, daß idear Neubau einer Straßen- 
brücke ülber Iden Main zwischen Rüssellsheim 
und Flörsheim im Zuge der © 519 als Zwischen- 
lösung mit e'inier Fahrbahn nur zur Hälfte er- 
richtet werden soll, und wenn Ja, üst die Bun- 
desregierung im Hiniblick auf die wahrschein- 
lich erheblichen Mehrkosten und die zu er- 
wartenden berechtigten kritischen Reaktionen 
in der Öffentlichkeit bereit zu prüfen, ob die 
Baumaßmahme nicht in vollem Umf/ang durch- 
geführt werden kann? 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


45. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Initiative mit 
Pawelczyk dem Ziel, den Termin, zu dem die nach dem 

(SPD) Gesetz ülber Investitionszuschüsse für Miet- 

wohnungen, Genossenschafts Wohnungen und 
Wohnheime im (sozialen Wohnungsibau vom 
27. Dezemiber 1974 geförderten Wohnungen 
bezugsfertig sein müssen, zu verlängern, um 
einer drohenden Überlastung 'der Bauwirtschaft 
entgegenizuwiirken ? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haadc 
vom 18. Novemher 


Dem Investitionszuschußgesetz liegt der Gedanke zugrunde, 
durch die von vornherein zeitlich begrenzte Gewährung der 
Zuschüsse auf eine beschleunigte Abwicklung und Stützung der 
Wohnungsbauprogramme 1975 der Länder hinzuwirken, um da- 
mit in den Jahren 1975 und 1976 eine stärkere Auslastung der 
Hochbaukapazitäten zu erzielen. Diese Zielsetzung ist, [wie im 
einzelnen in der Antwort auf die schriftlichen Anfragen des 
Abgeordneten Dr. Schneider dargelegt worden ist (vgl. Druck- 
sache 7/5825)], erreicht worden. 

Die Bundesregierung prüft, ob eine Modifizierung des gesetzlich 
bestimmten äußersten Fertigstellungstermins (30. Juni 1977) er- 
forderlich ist. Die der Bundesregierung bisher bekannt geworde- 
nen Auswirkungen des Investitionszuschußgesetzes lassen darauf 
schließen, daß eine gezielte - nicht aber eine generelle - Ände- 
rung notwendig sein könnte. 


46. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unter- 
suchungsergebniisse des Deutschen Instituts für 
Wirtschaiftsforschung über -die Entwicklung der 
Mieten in der Bundesrepublik Deutschland von 
1965 bis 1976, und welche Foligerungen zieht 
sie daraus für ihre Mietenpo-litik? 


47. Abgeordneter Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, 
Dr. Schneider dem Auftrag des Deutschen B/undestags nach- 

(CDU/CSU) zukommen, noch zum Ende dieser Legislatur- 

periode eine Novelle zum Wohngeldgesetz 
vorzulogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. November 

Die Untersuchung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung über die Entwicklung der Mieten in der Bundesrepublik 
untermauert bereits bekannte Entwicklungen in Teilbereichen 
des Mietwohnungsmarktes durch entsprechendes Zahlenmate- 
rial. 

So war schon bisher bekannt, daß die durchschnittliche absolute 
Miete der Altbauwohnungen deshalb wesentlich stärker steigt 
als der betreffende Teilindex, weil der errechnete Anstieg der 
Durchschnittsmieten im Gegensatz zur Indexentwicklung Woh- 
nungsabgänge besser berücksichtigt und auch die Qualitätsstei- 
gerungen durch Modernisierung widerspiegelt, die in den letzten 
Jahren zunehmende Bedeutung erlangt haben. 

Im übrigen ist für eine umfassende Beurteilung zu berücksich- 
tigen, daß den gestiegenen Altbaumieten eine beachtliche Steige- 
rung der Nettoeinkommen und auch Renten gegenübersteht. 

Die Untersuchung bestätigt weiterhin die naheliegende Vermu- 
tung, daß sich im Wohnungsbestand der Jahre 1965 bis 1970 der 
Mietabstand zwischen freifinanzierten und öffentlich geförder- 
ten Neubauwohnungen stark verringert hat, weil einerseits die 
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nach dem Kostenmietprinzip sich entwickelnden Mieten der 
Sozialwohnungen durch die bei Bewilligung der öffentlichen 
Mittel festgelegte Degression von Aufwenduiigsbeihilfen und 
den Anstieg der Bewirtschaftungskosten überdurchschnittlich 
gestiegen sind, andererseits der Anstieg der Mieten freifinanzier- 
ter Neubauwohnungen wegen des großen Angebots solcher 
Wohnungen aus den Boomjahren stark gedämpft ist. Auch wenn 
davon auszugehen ist, daß im freifinanzierten Wohnungsbau 
andere Kalkulationsformen gelten, dürfte insoweit ein gewisser 
Nachholbedarf an Mietanpassungen entstanden sein, der erst 
bei sich ändernder Marktlage aufgeholt werden wird. 

Daß im jüngsten Sozialwohnungsbestand in einzelnen Ländern 
befristete Nachsubventionierungsmaßnahmen notwendig gewor- 
den sind, ist wiederholt festgestellt worden. Die Länder haben, 
soweit erforderlich, entsprechende Maßnahmen getroffen. Damit 
kann sich in den kommenden Jahren die Schere zwischen den 
Mieten im freifinanzierten und öffentlich geförderten Mietwoh- 
nungsbau wieder öffnen. 

Die Wohnungsbauminister des Bundes und der Länder sind sich 
darin einig, daß den objektbezogenen Nachsubventionierungs- 
maßnahmen eine grundsätzliche Problemlösung über ein ent- 
sprechend verbessertes Wohngeld vorzuziehen ist. 

Im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau wird daher, wie auch vom Deutschen Bundestag gefordert, 
bis zum Ende dieser Legislaturperiode eine Novelle zum Wohn- 
geldgesetz vorbereitet. Diese Novelle wird allerdings erst dann 
dem neuen Bundestag vorgelegt werden können, wenn im 
Rahmen der Haushaltsberatungen über das Ausmaß der Verbes- 
serungen des Wohngelds entschieden worden ist. 


48. Abgeordneter Auf Grund welcher haiu^haltsrechtlichen Er- 
Dr. Schneider mäditigungen bzw. im Rahmen wellcher Pro- 
(CDU/CSU) gramme wollte sich die Bundes regle ruing an 

der Finanaierunig von Mademisierungsmaß- 
nahmen für Zechensiedliuiigen in Notrdi^hein- 
Westf allen beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. November 

Mit Schreiben vom 20. September 1976 habe ich gegenüber dem 
Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen auf dessen An- 
trag meine grundsätzliche Bereitschaft erklärt, mich an der Finan- 
zierung von Ausbaumaßnahmen mit Mitteln aus meinem Fonds 
für Sonder- und Härtefälle zu beteiligen. Dabei habe ich gebe- 
ten, bei der Auswahl der zu fördernden Objekte insbesondere 
deren sozialpolitische Dringlichkeit und städtebauliche Eignung 
zu berücksichtigen. 

Dabei handelt es sich nicht um Modernisierungsmaßnahmen im 
Sinne des Bund-Länder-Modernisierungsprogramms, sondern in 
Anbetracht der Höhe des notwendigen Kostenaufwands um Aus- 
baumaßnahmen im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 2 II. WoBauG, die 
nach den Richtlinien des Landes Nordrhein-Westfalen über den 
Ausbau von Miet- und Genossenschaftswohnungen gefördert 
werden. Die — zum Teil unter Änderung des Grundrissess — 
auszubauenden Wohnungen befinden sich überwiegend in Wohn- 
gebieten, die während der 20er und 30er Jahre für Bergarbeiter 
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oder Industriearbeiter errichtet worden sind und nicht mehr den 
Anforderungen entsprechen, die heute an den Vvohnstandard 
gestellt werden müssen. 

Nicht berührt von dieser Förderungsmaßnahme wird die Proble- 
matik, ob und wie die überwiegend aus Ein- und Zweifamilien- 
häusern bestehenden „Zechensiedlungen" erhalten werden kön- 
nen. 

Ähnliche Ausbaumaßnahmen mit Beteiligung des Bundes sind in 
den Ländern Baden-Württemberg und Bayern in Aussicht genom- 
men. 


49. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind hauptsächlich bei 
Dr. Schneider welchen Kundengmppen mit welchem (d/urch- 
(CDU/CSU) schnittlichen Förderungsvolumen aus dem Son- 

derpragramm Modernisierung des letzten Kon- 
junkturförderungsprogramms gefördert wor- 
den, und welche sonstigen Ergebnisse über idie 
Auswirkungen dieses Programms liegen der 
Bundesregierung vor? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 16. November 


Die bislang vorliegenden Bewilligungsstatistiken der Länder 
zum Sonderprogramm „Wohnungsmodernisierung" weisen aus, 
daß die im Rahmen des Programms bereitgestellten Mittel zu 
rund 95 v. H. an private Wohnungseigentümer bewilligt worden 
sind, knapp 5 v. H. kamen Wohnungsgesellschaften (juristischen 
Personen) zugute. Die den privaten Eigentümern bewilligten Mit- 
tel sind etwa je zur Hälfte für Maßnahmen in Mietwohngebäu- 
den und in selbstbewohnten Einfamilienhäusern bzw. Eigentums- 
wohnungen vorgesehen. Die geförderten Kosten je Wohnung 
belaufen sich auf durchschnittlich 10 000 DM, über däe Art der 
Maßnahmen gibt die Bewilligungsstatistik keine Auskunft; es ist 
jedoch bekannt, daß etwa 50 v. H. der bezuschußten Kosten durch 
energiesparende Investitionen verursacht wurden. 

Die Zielsetzung des Sonderprogramms, über die Förderung der 
Modernisierung und Instandsetzung von Wohngebäuden kurz- 
fristig realisierbare Nachfrage nach Leistungen des Baugewerbes 
anzuregen, ist erreicht worden. 


50. Abgeordneter Ist der ßunjdesregierunig bekannt, daß es we- 
Damm gen des Termins der Rahbaufertigstellung zum 

(CDU/CSU) 31. Dezemiber 1976, an den der 2,5Voige Kon- 

junkturziuischlag gebunden ist, der Bauherren 
für die Zwischenfinanzierung ihrer Bauspar- 
. Verträge gewährt wird, zu Engpässen bei der 
Fertigstellung von Rohbauten geführt hat und 
daß aus diesem Grunde viele Bauten zum vor- 
geschriebenen Termin die Rohbaufertigstellung 
nicht erreichen werden? 
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51. Abgeordneter 
Damm 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß in solchen Fällen den 
betreffenden Bauherren der 2,5^/oiiige Zuschlag 
zur Zwiischenfinanzieruiig verweigert wird, 
und daß dies für viele, die sich bereits bis an 
die Grenze ihrer finanzielilen Möglichkeiten 
belastet halben, die Nichtfinaiizierbarkeit ihres 
Baiuvorhalbenis bedeuten kann? 


52. Abgeordneter 
Damm 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Fristverlänge- 
rung dieser Auflage für notwendig, um die 
Stillegung vieler Bauten und^ ein neuerliches 
Abrutschen der Bautätigkeit nach dem 31. De- 
zember 1976 zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 18. November 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Fristenproblem hat das Bun- 
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf 
die entsprechende Frage einer obersten Landesbehörde wie folgt 
Stellung genommen: 

„Es war das erklärte Ziel des Sonderprogramms Bausparzwi- 
schenfinanzierung, kurzfristig realisierbare Nachfrage nach Lei- 
stungen des Baugewerbes zusätzlich anzuregen. 

Deshalb gehörte zu den Voraussetzungen für eine Förderung im 
Rahmen dieses Konjunktur-Sonderprogramms, daß der Rohbau, 
bei Fertighäusern das Fundament, vor dem 1. Januar 1977 fertig- 
gestellt wird. 

Nach der mit allen Ländern abgeschlossenen Verwaltungsverein- 
barung gemäß Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes hat sich 
der antragstellende Bauherr oder Ersterwerber zu verpflichten, 
für die Einhaltung dieser Frist Sorge zu tragen. 

Sie gehört zu den durch Beschluß der Bundesregierung vom 
27. August 1975 als Eckwerte festgelegten Förderungsvoraus- 
setzungen. 

Alle Fristen des Sonderprogramms waren seinerzeit bewußt 
knapp bemessen worden. Eine generelle Fristverlängerung würde 
die aktuelle Zielsetzung des Sonderprogramms in Richtung auf 
eine nicht beabsichtigte mittelfristige Sonderförderung auswei- 
ten. 

Auch der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
bei der Beratung des Programms der Bundesregierung zur Stär- 
kung von Bau- und anderen Investitionen im September 1975 
zum Ausdruck gebracht, daß außer bei Großprojekten auf die 
Einhaltung der Frist Ende 1976 für den Abschluß der Arbeiten 
zu achten ist. 

Dennoch hätte ich im vorliegenden Fall ausnahmsweise keine 
Bedenken gegen eine angemessene Fristverlängerung, wenn 
davon auszugehen ist, daß dem Antragsteller die Einhaltung der 
Fertigstellungsfrist trotz ausreichender Bemühungen aus Grün- 
den, die von ihm nicht zu vertreten sind, nicht möglich ist. Sol- 
chen Härten im Einzelfall sollten die Bewilligungsstellen mit 
Flexibilität begegnen können. 
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Idi stütze meine Ansicht auch darauf, daß es in der Anlage 6 
zu dem Reschliiß des Bundeskabinetts vom 27. August 1975, in 
dem die Ecfcwerte für das Sonderprogramm Bausparzwischen- 
finanzierung genannt werden, wörtlich heißt: , Rohbaufertig- 
stellung möglichst bis Ende 1976'." 

Diese Stellungnahme ist den für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen Ministern (Senatoren) zur Kenntnis 
gebracht worden. 

Die letzte Entscheidung, wie in der Angelegenheit allgemein 
und im Einzelfall zu verfahren ist, liegt jedoch bei den zuständi- 
gen Stellen der Länder. 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


53. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung medne Auffassung, 
daß die DDR mit der Art der Durchfühmng 
der isogenannten Waihl zur Volkskammer am 
17. Oktolber 1976 die Bestimmungen des Inter- 
nationalen Paikts der Vereinten Nationen über 
bürgerliche und politische Rechte grob miß- 
achtet hat, unid wenn ja, auf welche Weise hat 
die Bundesregierung diese Auiffassimg der 
DDR-Regierung offiziell zur Kenntnis gebracht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 8. November 


Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, daß zwischen 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung in der Bundes- 
republik Deutschland und dem gesellschaftspolitischen Ordnungs- 
System in der Deutschen Demokratischen Republik grundlegende 
Gegensätze bestehen. Sie finden nicht zuletzt auch in unterschied- 
lichen Wahlsystemen und deren Beurteilung ihren Niederschlag. 
Weder Wahlsystem und Wahlvorgang noch die Definition des 
Wortes Wahl in der DDR entsprechen unseren Wertvorstellun- 
gen. Diese Feststellung gehört zu den unterschiedlichen Auffas- 
sungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik zu grundsätzlichen Fragen, darunter 
zur Nationalen Frage, auf die in der Präambel des Vertrags 
über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik vom 21. Dezember 1972 hingewiesen wird. 

Diese unterschiedlichen Auffassungen beider deutscher Regierun- 
gen zu Wahlen und Wahlsystemen in beiden Staaten sind ebenso 
allgemein bekannt wie die Tatsache, daß keine Regierung der 
anderen ihre politischen Wertvorstellungen aufzwingen kann. 
Die Bundesregierung hält es deshalb für inopportun, gegenüber 
der DDR unter Bezugnahme auf die Konvention über bürgerliche 
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 offiziell tätig zu 
werden. 


33 



Drucksache 7/5926 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


54. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Ost-Berlin in zunehmendem 
Uimfanig Deutsche, die einen Antrag ajuf Aus- 
reise in den freien Teil Deutschlands gestellt 
haben, festnimmt und verhaftet, so wie auch 
Moislkaais Biemühungen um Ausreitsegenehmi- 
gungen mit Festnahmen beantwortet hat, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — hieraus für 
das zur Überprüfung der Ergebnisse der Er- 
klärungen von Helsinki vorgesehene Verfah- 
ren und ifür künftige VereiiDbairufngen mit Mit- 
gliedern des Warschauer Pakts? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 11. November 

Die Bundesregierung besitzt keine Erkenntnisse darüber, daß 
DDR-Bürger lediglich deshalb von den dortigen Behörden fest- 
genommen und verhaftet werden, weil sie einen Antrag auf 
Übersiedlung bei den zuständigen Behörden gestellt haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


55. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Bis zu welchem Teimin können nach den Vor- 
stellungen der Bundesregierung die besonde- 
ren „ Binjgianigsverf ahnen" nach dem Hochschul- 
rahmenigesetz im Fachbereich Humanmedizin 
erstmalig praktiziert wenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 9. November 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Länder vor allem 
im Fach Medizin das gegenwärtige Zulassungsverfahren des 
Staatsvertrags, d. h. die Auswahl nach Notendurchschnitt und 
Wartezeit, durch das im Hochschulrahmengesetz vorgesehene 
besondere Aus wähl verfahren spätestens zum Wintersemester 
1978/1979 ersetzen werden. In Zusammenarbeit von Ländern und 
Bund werden gegenwärtig vor allem für das Fach Medizin ent- 
sprechende Eignungstests entwickelt. Ein dann bereits an etwa 
2000 Abiturienten praktisch erprobter Test für das Fach Medizin 
wird im Sommer 1977 vorliegen. Damit das besondere Auswahl- 
verfahren spätestens zum Wintersemester 1978/1979 eingeführt 
werden kann, müssen auch die rechtlichen, administrativen und 
organisatorischen Vorbereitungen zügig durchgeführt werden. 
Für diese Fragen sind die Länder zuständig. Das Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft drängt im Rahmen der Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern darauf, alle erforderlichen Schritte 
einzuleiten und die Vorbereitungen zügig voranzutreiben 


56. Abgeordnete 
Frau 
Benedix 
(CDU/CSU) 


Seit wann und mit welcher Maßgabe wird die 
Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule aus 
dem Bundeshaushalt finanziert? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 16. November 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft fördert 
Maßnahmen und Projekte der Gemeinnützigen Gesellschaft 
Gesamtschule im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung seit dem 
Jahr 1971. 

Die einzelnen Projekte dieser Gesellschaft sind orientiert an 
ihren satzungsgemäßen Hauptzielen 

— Aufbau und Ausbau der Gesamtschule 

— Zusammenarbeit der Beteiligten und Verbesserung der demo- 
kratischen Mitwirkung aller Betroffenen im Bildungssystem 

— Versachlichung der öffentlichen Gesamtschuldiskussion durch 
Fachinformation 

— Zusammenarbeit mit dem Gesetzgeber in Bund und Ländern, 
mit den Kultusverwaltungen und den örtlichen Schulträgern 

— Informationen für Lehrer, Eltern und Schüler über Gesamt- 
schulfragen 

— Hilfe bei der Umstellung von Schulsystemen auf dem Weg 
zur integrierten Gesamtschule. 

Die Bundesregierung unterstützt diese Zielsetzung. 


Bonn, den 7. Dezember 1976 




